
Die Bankencrashs der letzten Wochen zeigen, dass der Weltkapitalismus in 
die nächste Krise schlittert. In Deutschland trifft diese Krise auf eine Wirt-
schaft, die sich nur mangelhaft von der letzten  erholt hat. Arbeiter:innen 
sind zugleich weiter mit extrem hohen Preisen konfrontiert. > Seite 4

Migrationsbewegungen sind 
so alt wie die Menschheit. 
Heute im Kapitalismus sind 

sie jedoch eine gesetzmäßige Erschei-
nung insbesondere infolge kolonialer 
Ausbeutung anderer Länder und im-
perialistischer Kriege. Zudem sind 
viele EU-Staaten dringend auf Ar-
beitsmigrant:innen angewiesen, um 
der tendenziellen Überalterung der 
eigenen Bevölkerung und dem damit 
einhergehenden Arbeitskräftemangel 
entgegen zu wirken. Die EU-Staaten 
wollen jedoch kontrollieren, wer zu 
ihnen kommt. Das Menschenrecht 
auf Asyl spielt dabei keine Rolle. Spä-
testens mit der Einführung des Dub-
lin II Verfahrens im Jahr 2003 und 
der damit einhergehenden Erklärung 

Weltwirtschaft: Kommt jetzt der Crash?

zahlreicher Länder zu sogenannten 
„sicheren Dritt- bzw. Herkunftsstaa-
ten“ ist das Recht auf Asyl in Europa 
überhaupt nur noch eine Farce. In der 
Folge kommt es seitdem zu immer ge-
fährlicheren Versuchen von Flücht-
lingen nach Europa zu kommen. 

In den ersten drei Monaten diesen 
Jahres sind laut der Internationalen 
Organisation für Migration (IOM) 
mindestens 441 Flüchtlinge bei dem 
Versuch, über das Mittelmeer nach 
Europa zu kommen, ums Leben ge-
kommen, so viele wie seit 2014 im 
selben Zeitraum nicht mehr. Insge-
samt sollen seit 2014 mehr als 25.000 
Menschen auf der Flucht nach Euro-
pa im Mittelmeer ertrunken sein. Die 
reale Zahl könnte Schätzungen zu-

folge mindestens doppelt so hoch lie-
gen. Die immer weitere militärische 
Abschottung der „Festung Europa“ 
durch Mauern und Zäune, Militär-
patrouillen, Drohnen- und Satelliten-
überwachung und die Aufrüstung 
afrikanischer Küstenwachen führen 
dabei nicht zu weniger Flucht, son-
dern machen diese nur tödlicher.

Rechte befeuern  
Militarisierung der Grenzen 

Rechte und faschistische Kräfte be-
feuern die Debatten in den EU-In-
stitutionen und Regierungen der 
einzelnen Länder um eine effektive-
re Flüchtlingsabwehr. Die rechte Re-
gierung in Italien von Giorgia Meloni 

hat Mitte April für sechs Monate den 
Notstand ausgerufen, um weitgehend 
ohne parlamentarische Kontrolle 
gegen Migrant:innen und Flücht-
linge im Land vorgehen zu können. 
Kurz zuvor war in der Nähe der ita-
lienischen Stadt Cutro ein Boot mit 
mehr als 150 Flüchtlingen gekentert 
und etwa 100 Menschen ertrunken. 
Meloni reagierte auf dieses Unglück 
trotzig: „Wer glaubt, das Drama än-
dere etwas an unserer Linie bei der 
Migrationspolitik, der täuscht sich 
gewaltig“. Mithilfe der Notstandsver-
ordnung will ihre Regierung nun im 
ganzen Land riesige Abschiebezen-
tren zur Internierung von Flüchtlin-
gen errichten und ausbauen.

Die Internationale Jugend setzt sich mit verschiedenen gesellschaftlichen 
Themen aus einer klassenkämpferischen Perspektive auseinander setzt. Wir 
haben uns mit Samuel getroffen und über ihre aktuelle Arbeit und Schwer-
punkte im Bereich Antimilitarismus gesprochen.  > Seite 2-3

„Wir werden als erste an die Front geschickt werden!“

In der EU tobt seit langem ein Kampf über die Abschottung des Kontinents gegen Flüchtlinge und Migrant:innen. 
Dabei besteht ein Konsens darüber, dass der Kontinent mit allen Mitteln militärisch gegen Flüchtlinge aufgerüstet 
werden soll. Doch über Kosten und wer sich die Hände schmutzig machen soll wird weiter gestritten. Befeuert wird 
die Situation durch rechte und faschistische Medien und Politiker:innen.

Objektive Nachrichten - Revolutionäre Kommentare

PERSPEKTIVE
Zeitung für Solidarität und Widerstand
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Europäische Flüchtlingspolitik:
Abschotten, abschieben, ertrinken lassen…
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Bundesregierung in Afrika geplanten 
Lager „Ausschiffungsplattformen“.

Festung Europa wird  
weiter hochgerüstet

Auch wenn die EU-Länder sich bis 
heute nicht auf eine einheitliche 
Flüchtlings- und Migrationspoli-
tik einigen konnten, so sind sie sich 
doch weitgehend bei der weiteren 
Abschottung Europas einig. Im Fe-
bruar beriet der EU-Gipfel über die 
Notwendigkeit, weitere gigantische 
Summen für die „Infrastruktur“ an 
den Außengrenzen der EU zu mobi-
lisieren. Bundesinnenministerin Fae-
ser fordert zudem von den anderen 
EU-Staaten, dass nicht nur darüber 
diskutiert werden soll, „ob die Gren-
zen rund um Europa hochgezogen 
werden“. Vielmehr gehe es bei der 
notwendigen Reform des gemeinsa-
men Asylsystems auch um eine feste 

Regelung zur Verteilung der Flücht-
linge und die Einführung eines neu-
en Screening-Verfahrens, durch das 
flächendeckend alle eingereisten 
Flüchtlinge an den EU-Außengrenzen 
zentral registriert werden sollen. Fae-
ser droht dabei den anderen EU-Staa-
ten, sollte man zu keiner Einigung 
kommen, dann würde Deutschland 
sich für die Wiedereinführung von 
Grenzkontrollen im Schengen-Raum 
stark machen. 

Fluchtursachen bekämp-
fen, nicht die Flüchtlinge

Die EU-Flüchtlingspolitik ist geschei-
tert und alle Versuche der EU-Staaten, 
sich gegen Flüchtlinge abzuschotten, 
funktionieren nicht, sondern führen 
allein dazu, dass jährlich tausende 
Menschen an ihren Außengrenzen 
sterben. Eine effektive Flüchtlings-
politik müsste bei den Fluchtursa-
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chen ansetzen und diese bekämpfen 
und nicht die Flüchtlinge. Doch ge-
nau daran hat keiner der EU-Staaten 
ein Interesse, profitieren sie doch von 
der Ausbeutung und den schlechten 
Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Menschen in Afrika und auf dem 
Balkan. Sind sie doch Teil der Staa-
ten, die in Westasien und Nordafrika 
an zahlreichen Kriegen beteiligt sind 
und Warloards und Diktaturen stüt-
zen.

Auch hier in Deutschland versuchen 
Medien und Politik eine aggressive 
Kampagne gegen Geflüchtete zu in-
szenieren, die von rechten und fa-
schistischen Kräften massiv befeuert 
wird. Dabei haben deutsche und mi-
grantische bzw. geflüchtete Arbei-
ter:innen dieselben Interessen: Ein 
Leben ohne Krieg, Zerstörung und 
Ausbeutung.

„Wir werden die ersten sein, die 
an die Front geschickt werden!“

Vielen Dank, dass ihr euch 
Zeit genommen habt für 
dieses Interview. Könnt ihr 
euch den Leser:innen kurz 
vorstellen?

Wir sind eine bundesweite sozialisti-
sche Jugendgruppe, mit dem Ziel, die 
Jugendlichen im Kampf gegen den 
Kapitalismus zu vereinen und eine 
klassenkämpferische Perspektive 
jenseits dieses Systems aufzuzeigen. 

Wir haben uns 2017 im Zuge des Par-
teitags der AfD gegründet als „Jugend 
gegen AfD“. Für uns war dann schnell 
klar, dass dieser Kampf weiter gehen 
muss und wir ihn ausweiten wollen. 
Heute sind wir nicht nur gegen Fa-
schismus und rechte Strömungen ak-
tiv, sondern wollen in allen Bereichen 
der Gesellschaft gegen die Ungerech-
tigkeit und Ausbeutung kämpfen: Sei 
es gegen Rassismus, das Patriarchat, 
den Zustand des Bildungssystems 
hier in Deutschland, die Militarisie-
rung und Aufrüstung oder für die 
Rettung der Umwelt.

Euer Ziel ist es, besonders 
in den Schulen aktiv zu 
werden. Warum ist das so, 
was wollt ihr damit errei-
chen?

Seit einem Jahr sind wir in der Fö-
deration klassenkämpferischer Or-
ganisationen, gemeinsam mit dem 
Frauenkollektiv, dem Solidaritäts-
netzwerk und Betriebskampf orga-
nisiert. Jede dieser Organisationen 
legt einen besonderen Schwerpunkt 
in ihrer Arbeit auf die Teile der Ge-
sellschaft, die sie ansprechen möch-
te und deren Probleme sie besonders 
aufgreift. Unser Schwerpunkt ist die 
Jugend. Natürlich wollen wir letzten 
Endes einen allumfassenden Kampf 
führen. Das bedeutet, dass wir nicht 
nur gegen einzelne Ungerechtigkei-
ten kämpfen, sondern auch die Zu-
sammenhänge aufzeigen wollen und 
das System dahinter erkennen. Aber 
wir wollen besonders die Jugend an-
sprechen und Schulen sind der Ort, 
an dem die Jugend täglich zusammen 
kommt. Gleichzeitig sind Schulen 
auch die Orte, in denen wir spätes-

Die Internationale Jugend ist eine sozialistische Jugendorganisation, die sich mit verschiedenen gesellschaftlichen 
Themen aus einer klassenkämpferischen Perspektive auseinandersetzt. Wir haben uns mit Samuel getroffen und 
über ihre aktuelle Arbeit und Schwerpunkte im Bereich Antimilitarismus gesprochen.

Die Politik der führenden Parteien 
in Deutschland unterscheidet sich 
von den italienischen Faschist:innen 
allenfalls in der Tonlage, nicht aber 
im Inhalt. Die deutsche Regierung 
versucht bereits seit 2016 ein Verfah-
ren durchzusetzen, das möglichst alle 
Asylverfahren außerhalb Europas 
durchführt und nur noch anerkann-
te Flüchtlinge auf europäischen Bo-
den lässt. Auch die aktuelle Ampel-
regierung hat dies erneut in ihrem 
Koalitionsvertrag als Ziel formuliert. 
Der neue Sonderbevollmächtigte 
für Migrationsabkommen, Joachim 
Stamp, soll nun die Verlegung von 
Asylverfahren nach Afrika vorbe-
reiten. „Dann würden auf dem Mit-
telmeer gerettete Menschen für ihre 
Verfahren nach Nordafrika gebracht 
werden“, so der frühere nordrhein-
westfälische Integrationsminister. 
Der ehemalige Bundesinnenminis-
ter Horst Seehofer taufte die von der 
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tens den ersten Ungerechtigkeiten 
ausgesetzt sind. Schüler:innen haben 
an Schulen mit den Noten, Chan-
cenungleichheit und Konkurrenz zu 
kämpfen und werden dazu erzogen, 
sich ganz nach den Vorgesetzten, in 
dem Fall den Lehrer:innen zu richten. 
Wenn wir also davon sprechen eine 
Jugendorganisation zu sein, dann 
müssen wir die Jugend auch an dem 
Ort abholen, der ihren Alltag be-
stimmt.

Wie sieht eure Arbeit an 
Schulen dann konkret aus?

Natürlich gibt es lokal Unterschie-
de, aber bundesweit versuchen wir 
in den jeweiligen Städten, in denen 
wir aktiv sind, den Schwerpunkt 
auf eine oder wenige Schulen zu 
setzen und dann dort intensiver 
zu arbeiten. Das bedeutet, wir 
sind regelmäßig dort und ver-
teilen Flyer, führen Gespräche 
mit den Schüler:innen oder ma-
chen Infostände. In vielen dieser 
Schulen sind auch Jugendliche, 
die bei uns aktiv sind, dadurch ha-
ben wir dann noch einmal größe-
re Möglichkeiten und können zum 
Beispiel auch Diskussionskreise oder 
Veranstaltungen innerhalb der Schu-
le organisieren und durchführen. Das 
Ziel ist dabei immer mit den Schü-
ler:innen ins Gespräch zu kommen, 
zu hören was sie beschäft igt und an 
den konkreten Problemen anzuset-
zen. Aber nicht, damit wir dann ihre 
Probleme lösen, sondern damit wir 
dann zusammen dagegen ankämpfen 
können. Die Flyer oder Zeitungen, 
die wir verteilen, beziehen sich dann 
meist auf ein bestimmtes Th ema, was 
auch gesellschaft lich gerade aktuell 
ist. In der Vergangenheit war das zum 
Beispiel der Krieg in der Ukraine oder 
der Umweltkampf. In manchen Städ-
ten, in denen wir aktiv sind, haben 
wir uns auch an dem Aufb au einer 
selbstorganisierten Schüler:innen-
zeitung beteiligt, die wir zusammen 
mit Schüler:innen geschrieben - und 
dann in den Schulen verteilt haben

Es gibt ja eine ganze Reihe 
von linken Organisationen, 
wie unterscheidet ihr euch 
und warum lohnt es sich, 
genau bei euch aktiv zu 
werden?

Wir kämpfen für eine Gesellschaft , in 
der Ausbeutung und Unterdrückung 
der Vergangenheit angehören. Das 
bedeutet auch, dass wir nicht nur 
Forderungen an die Regierung stel-
len, sondern einzelne Verbesserun-
gen unser Lage in den Kampf für den 
Sozialismus einbinden. Dazu reicht 
nicht die Hoff nung, dass jemand un-

sere Appelle hört, dafür müssen wir 
uns zusammenschließen und unse-
re Forderungen selbst erkämpfen.     
Dazu gehört, dass wir die Menschen 
die wir für diesen Kampf begeistern 
können mit einbeziehen und uns zu 
selbstständigen, eigenständigen Per-
sonen entwickeln wollen. Das ist ein 
klarer 

U n t e r -
schied zu zum 
Beispiel den Jugend-
gruppen von Parteien wie der 
Grünen Jugend oder den Jusos. Aber 
das unterscheidet uns auch von Be-
wegungen wie Fridays for Future, 
deren Kampf ebenfalls aus Forderun-
gen an die Regierung besteht. Gleich-
zeitig reicht es uns nicht, nur gegen 
eine Sache zu kämpfen, sondern wir 
wollen diese Kämpfe verbinden. Für 
viele ist ein Th ema, das sie besonders 
beschäft igt, der Einstieg dafür poli-
tisch aktiv zu werden, aber wir wol-
len weitere Schritt e gehen. Das Ziel, 
das wir verfolgen, unterscheidet sich 
dadurch ganz klar sowohl von den 
bürgerlichen Parteijugenden als auch 
von Bewegungen, die zu einem be-
stimmten Th ema aktiv werden. Wir 
haben den Anspruch, eine Politik zu 
machen, die nicht bei einem Th ema 
stehen bleibt.

Und zu welchen Themen 
arbeitet ihr aktuell?

Es gibt natürlich lokale Unterschiede, 
an manchen Schulen gibt es spezielle 
Probleme und Ungerechtigkeiten, auf 
die wir aufmerksam machen wollen. 
Für die nächste Zeit haben wir be-
schlossen, bundesweit einen beson-
deren Fokus auf die Bundeswehr zu 

legen. Eigentlich in jeder Stadt steht 
irgendwann Mal die Bundeswehr vor 
den Schüler:innen und wirbt für sich 
als Arbeitgeber. Wir wollen dagegen 
ein Zeichen setzen und das nicht un-
hinterfragt stehen lassen. Gerade 
jetzt denken wir, dass das ein wich-
tiges Th ema ist, denn aktuell wird 

in den Nach-
richten

i m m e r 
wieder über die 

Wehrpfl icht oder ein 
soziales Dienstjahr gesprochen. Es 
sind wir Jugendlichen, die davon be-
troff en sein werden, genauso wie wir 
auch von dem aktuellen Krieg in der 
Ukraine betroff en sind und die Aus-
wirkungen noch lange Zeit spüren 
werden. Diese Entwicklungen soll-
ten wir nicht einfach hinnehmen. 
Die Bundeswehr wird als normaler 
Arbeitgeber dargestellt und es wird 
mit keinem Wort 
kritisch hinterfragt, 
aber es ist unsere 
Zukunft , mit der 
dabei gespielt wird 
und wir denken, 
dass man das auch 
ansprechen sollte. 
Wenn von Aufrüs-
tung gesprochen 
wird und davon, 
dass Deutschland 
sein Militär wie-
der kriegstauglich 
machen will, dann 
sind wir die ersten, 
die an die Front ge-
schickt werden, das 
betrifft   unsere gan-
ze Generation. 

Was erhoff t ihr euch von 
dieser Kampagne?

Wir wollen den Fokus darauf lenken, 
was gerade in diesem Gebiet passiert, 
wie die Gelder in Aufrüstung gesteckt 
werden, obwohl es im Bildungssys-
tem oder Gesundheitssystem seit 
langem die Forderungen nach mehr 
Geldern gibt. Aber dabei wollen wir 
nicht stehen bleiben. Wir wollen auf-
zeigen, dass es keine „belanglose“ 
Entwicklung ist, wenn die Diskus-
sion über Wehrpfl icht oder etwas 
vergleichbares wieder ins Gespräch 
kommt und die Bundeswehr verfolgt 
ja ein Ziel damit, sich an unseren 

Schulen zu präsentieren. Sie wollen 
Schüler:innen für ihre Interessen 
rekrutieren und dem wollen wir 
uns entgegen stellen und eine 
kritische Perspektive aufzeigen. 
Unser Ziel ist es aber auch, da-
durch Jugendliche dazu zu mo-
tivieren selbst aktiv zu werden 
und sich zu organisieren. Wir 
wollen die Schüler:innen mit 
unseren Positionen und Inhal-
ten erreichen und überzeugen, 
bis zu dem Punkt, an dem sie die 

Notwendigkeit erkennen, selbst 
aktiv zu werden. 

Der Auft akt der Kampagne ist für 
den 1. Mai, den Kampft ag der Ar-
beiter:innenklasse geplant und wir 
erhoff en uns dadurch einen kämp-
ferischen Start. Gleichzeitig ist der 
Kampf gegen Ausbeutung kein neu-
es Th ema, genauso wie der antimili-
taristische Kampf kein neues Th ema 
ist. Mit dem 1. Mai als Beginn kön-
nen wir dadurch auch die histori-
sche Verbindung der Kämpfe ziehen. 
Wir hoff en natürlich, dass dies eine 
Kampagne wird, die mit Leben gefüllt 
ist, mit der wir die Menschen und 
besonders die Jugendlichen unserer 
Gesellschaft  abholen können und sie 
selbst dazu motivieren können, aktiv 
zu werden.

@rosis_matrix   
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Weltwirtschaft: 
Kommt jetzt
der Crash?

Die Silicon Valley Bank (SVB) 
war eine der zwanzig größ-
ten Banken der USA und 

spezialisiert auf das Geschäft  mit 
High-Tech-Unternehmen und digita-
len Start-ups. Diese erlebten während 
der Corona-Pandemie, als bedeuten-
de Teile der Weltwirtschaft  ins Home 
Offi  ce gingen und die Nachfrage nach 
virtuellen Tools explodierte, ihren 
Boom. Zusätzlich befl ügelt wurde 
dieser durch historisch niedrige Zin-
sen: Diese hatt en die Notenbanken 
der kapitalistischen Länder zur Stüt-
zung der eigenen Unternehmen in 
der Krise eingeführt. 

Anfang 2023 zeigte sich immer deut-
licher, dass die Tech-Industrie in den 
letzten Jahren massive Überkapazi-
täten aufgebaut hatt e: Firmen wie 
Zoom, Facebook, Google und Micro-
soft  bauten zehntausende Stellen ab. 
Zugleich erhöhten die Notenbanken 
als Antwort auf die grassierenden 
Preissteigerungen in kurzer Zeit mas-
siv die Zinsen. Die amerikanische Fed 
etwa hob den Leitzins zwischen März 
und Dezember 2022 von 0,25 auf 4,5 
Prozent an — so hoch war er zuletzt 

vor der Weltwirtschaft skrise 2007/08 
gewesen. Diese Maßnahme sorgte 
wiederum für stark fallende Kurse 
von Wertpapieren, die in der Finanz-
welt als Sicherheiten für Kredite oder 
im Fall der SVB als sichere Geldanla-
geobjekte genutzt werden. Diese Ge-
mengelage führte dazu, dass zahlrei-
che Firmen ihr Geld von der Silicon 
Valley Bank abzogen — was wieder-
um den Crash der Bank am 9. März 
hervorrief.

Kurz nach dem Zusammenbruch der 
Silicon Valley Bank geriet auch die 
Schweizer Credit Suisse ins Strau-
cheln — immerhin eine der fünf-
zig größten Banken der Welt — und 
wurde per Verfügung des Schweizer 
Staates von der Konkurrentin UBS 
übernommen. Am 24. März kam es 
außerdem zum Ausverkauf von Ak-
tien der Deutschen Bank und einem 
massiven Kursverfall. 

Obwohl Politiker:innen und Noten-
banker:innen immer wieder behaup-
ten, es gebe keine Bankenkrise und 
die Lage sei völlig im Griff , zeichnen 
sich bereits die nächsten Krisenher-
de ab. Im Fokus stehen dabei beson-

ders die Immobilienmärkte und klei-
ne und mitt lere regionale Banken. In 
Deutschland drohen viele Privatper-
sonen, die Häuser oder Wohnungen 
auf Kredit gekauft  haben, die stei-
genden Zinsen nicht mehr bezahlen 
zu können. In diesem Fall könnten 
auch viele Sparkassen unter Druck 
geraten, die ihr Geschäft  zu über 40 
Prozent mit privaten Immobilienkre-
diten machen. 

Allen Beschwichtigungen zum Trotz 
zeigt die Lage des Weltkapitalismus 
gerade die typischen Anzeichen einer 
Überproduktionskrise, die häufi g als 
erstes auf den Finanzmärkten sicht-
bar werden: Die Zinsen schießen 
nach oben, Geld und Kredite werden 
knapp. Die Bankkund:innen  versu-
chen verzweifelt, ihr Geld abzuziehen 
und bringen damit Banken zum Zu-
sammenbruch. An den Börsen gibt es 
Kursrutsche und Milliardenverluste. 

Dem zugrunde liegt die immer wie-
derkehrende Gesetzmäßigkeit, dass 
kapitalistische Firmen mehr Wa-

Die Bankencrashs der letzten Wochen zeigen, dass 
der Weltkapitalismus in die nächste Krise schlittert. In 
Deutschland triff t diese Krise auf eine Wirtschaft, die sich 
nur mangelhaft von der letzten  erholt hat. Arbeiter:innen 
sind zugleich weiter mit extrem hohen Preisen konfron-
tiert.
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ren produzieren, als zahlungsfähige 
Nachfrage vorhanden ist — wie etwa 
bei Digitalprodukten und Immobi-
lien. Die Möglichkeit, mit billigen 
Zinsen auf Pump zu kaufen, kaschiert 
dieses Missverhältnis zwischen Pro-
duktion und Konsumtionskraft  der 
Gesellschaft  für eine gewisse Zeit. 
Sobald jedoch immer mehr Verkäu-
fer:innen echtes Geld für ihre Waren 
verlangen, bricht das Kreditkarten-
haus in sich zusammen. 

Deutschland gerät damit von einer 
Phase schwankender Stagnation 
nach der letzten Krise direkt in die 
nächste Krise. Die Industrieproduk-
tion hatt e das Vorkrisenniveau von 
2018/19 noch nicht wieder erreicht. 
Die Warenpreise, die in Krisen ei-
gentlich fallen müssten, sind infolge 
des Ukraine-Kriegs und unterbroche-
ner Lieferkett en weiter auf Rekord-
niveau. Damit könnte diese Krise für 
Arbeiter:innen wieder besonders teu-
er werden.


